
Berner Politik

Bündner Regierung setzt Bündner schachmatt
Magdalena Martullo-Blocher*  
über das EU-Referendum

D ie neuen EU-Unterwerfungsverträge 
sind dem obligatorischen Referendum 
mit einem Ständemehr zu unter-

stellen. Das entschied die dafür verantwort-
liche Staatspolitische Kommission des Stän-
derats Anfang Mai. Die kleine Kammer 
schützt die Rechte der kleinen Kantone. Sie 
verlangt auch, die von Volk und Ständen  
angenommene Masseneinwanderungs-
initiative von der dynamischen Rechtsan-
passung mit der EU-Unionsbürgerrichtlinie 
auszunehmen. Die Ausweitung des Familien-
nachzugs auf Unterstützungsbedürftige,  
das Daueraufenthaltsrecht und die Aufhe-
bung der Kontingente für neue EU-Beitritts-
länder würden die Verfassung verletzen. 
Ausserdem soll das Schweizer Recht dem  
EU-Recht vorgehen. Die Staatspolitische  
Kommission des Nationalrats diskutierte die-
se Punkte ebenfalls fundiert und folgte dieser 
Meinung. Nun müssten der Bundesrat und 

die Verwaltung eine entsprechende Vorlage 
ausarbeiten. 

Nicht so bei den EU-Unterwerfungsver-
trägen. Die EU-Turbos schalteten sich ein und 
verboten der Staatspolitischen Kommission 
kurzerhand, diese Anliegen überhaupt zu  
beraten! Sie erreichten, dass die Räte im 
Schnellverfahren in der aktuellen Session 
noch darüber befinden. Die Räte sollen also 
über das obligatorische Referendum mit Stän-
demehr entscheiden, noch bevor die EU-Ver-
träge überhaupt vom Nationalrat beraten 
wurden! Die EU-Turbos wollen eine Abstim-
mung des Volkes schon im Ansatz abwürgen. 
Sie peitschen die Belange der EU-Unterwer-
fungsverträge durch, damit die enormen 
Nachteile des Vertragswerks möglichst nicht 
an die Öffentlichkeit gelangen können. Die 
Vorgänge gleichen einem Staatsstreich. Offen-
bar geraten die EU-Turbos in Bern in Panik, 
wenn es um eine Abstimmung vor dem Volk 
und den Ständen geht. Es herrscht ein heillo-
ses Durcheinander: Zwei Kommissionen be-
raten nun über die gleiche Vorlage gleichzei-
tig, es gibt täglich Sondersitzungen und  
Entscheide im Schnellverfahren!

Man will das Geschäft möglichst schnell 
ablehnen, damit die Frage des Ständemehrs 
vom Tisch ist. Bitter ist diese Entwicklung für 

Graubünden. Das Ständemehr wurde genau 
für Kantone wie unseren geschaffen, damit 
uns die grossen Bevölkerungszentren nicht 
einfach überrollen. Graubünden hat bei die-
sen EU-Verträgen enorm viel zu verlieren. Die 
Wasserzinsen und Heimfallrechte der Wasser-
kraftwerke stehen auf dem Spiel. Gewerbe, 
Landwirtschaft, Gastronomie, Alpkäsereien bis 
hin zu Dorffesten werden mit EU-Bürokratie 
überzogen. Wo bleibt der Widerstand aus dem 
Kanton? Man reibt sich verwundert die Au-
gen: Die Mitte-Mehrheit in der Bündner Regie-
rung positioniert sich gegen eine obligatori-
sche Volksabstimmung.

Wir erleben eine EU-Unterwerfung im Eil-
tempo in Bern und eine Regierung in Chur, 
die Brüssel bereits näher steht als dem eige-
nen Volk! Es geht um Macht, um die Frage, 
wer in Zukunft entscheidet: Das Volk und die 
Kantone oder eine politische Elite. Es braucht 
eine Korrektur. Wer für die Volksrechte ein-
steht, wählt am 14. Juni die Liste 4 in den 
Grossen Rat und Valerie Favre Accola in die 
Regierung. Wir brauchen eine Politik, die wie-
der die Interessen der Bürgerinnen und Bür-
ger unseres Kantons ins Zentrum stellt! 

* Magdalena Martullo-Blocher ist SVP-Nationalrätin. In der 
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